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1 Die Benachteiligung Schwerbehinderter auf dem
Arbeitsmarkt
Menschen mit Behinderungen sind auf dem Arbeitsmarkt be-
nachteiligt. Im Jahre 1995 waren in Gesamtdeutschland etwa
176.000 Schwerbehinderte arbeitslos gemeldet, davon mehr
als 155.000 in den alten Bundesländern, was einem Anteil von
6% an allen Arbeitslosen und einer gruppenspezifischen Ar-
beitslosenquote von 15,8% entspricht (ANBA 1996). Diese
lag damit etwa 70% über der allgemeinen Arbeitslosenquote.
Im Januar 1997 erreichten die Arbeitslosenzahlen Schwer-
behinderter mit insgesamt 196.207 Personen einen neuen
Höchststand. Für eine genaue Problemdiagnose empfiehlt
sich die nähere Betrachtung der gruppenspezifischen Ar-
beitslosigkeit. Dabei kristallisieren sich vor allem die mit 12
Monaten überdurchschnittlich lange Dauer der Arbeitslosig-
keit Schwerbehinderter bzw. der hohe Anteil Langzeitar-
beitsloser als Kernproblem heraus. Im Jahre 1995 war nahe-
zu jeder zweite arbeitslose Schwerbehinderte länger als ein
Jahr ohne Beschäftigung. Darüber hinaus münden bei ihnen
deutlich weniger Abgänge aus Arbeitslosigkeit tatsächlich in
eine reguläre Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt, als dies bei Nichtbehinderten der Fall ist. Geringe Wie-
derbeschäftigungschancen tragen somit wesentlich zu der
deutlich höheren Arbeitslosigkeit Behinderter gegenüber
Nichtbehinderten bei. Die Benachteiligung auf dem Arbeits-
markt vollzieht sich also in erster Linie über das selektive Ein-
stellungsverhalten der Unternehmen.
Die Erfahrung zeigt, daß sich die Aussichten auf eine regulä-
re Arbeitsstelle mit zunehmender Dauer der Beschäftigungs-
losigkeit weiter verschlechtern. Dies kann zum einen Resul-
tat von Entmutigungs- und Dequalifizierungsprozessen sein.
Zum anderen dient das Stigma Langzeitarbeitslosigkeit als
Selektionskriterium. Auch aus dem Behindertenstatus wird
vielfach auf ein eingeschränktes Leistungsvermögen ge-
schlossen, obwohl der Grad der Behinderung in keinem di-
rekten Zusammenhang mit der arbeitsplatzspezifischen Lei-
stungsfähigkeit steht. Ganz grob lassen sich die Wiederein-
gliederungsbarrieren Behinderter also einerseits auf tatsäch-
liche und andererseits auf vermeintliche Produktivitätsein-
schränkungen zurückführen. Letztere sollen in diesem Bei-
trag im Vordergrund stehen.
Aufgrund der Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt sind
Menschen mit Behinderungen Adressaten einer Vielzahl
von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und gesetzlicher
Schutzbestimmungen. Deren faktische Wirkung in bezug auf
einen nachhaltigen Abbau der gruppenspezifischen Arbeits-
losigkeit ist jedoch- wie die Arbeitsmarktdaten zeigen - be-
grenzt, was auf eine unzureichende Problemadäquanz des In-
Screening- und Kompensationsfunktion alternativer Beschäfti-
gungsformen für Schwerbehinderte
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Angesichts der überdurchschnittlichen Betroffenheit Schwerbehinderter von Arbeitslosigkeit mit einem hohen An-
teil Langzeitarbeitsloser bestehen grundsätzlich zwei Optionen für eine selektive Arbeitsmarktpolitik zum Abbau
der Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt. Zum einen kann versucht werden, die Arbeitsmarktchancen besonders
benachteiligter Personengruppen über eine Effizienzsteigerung des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums und
eine erhöhte Zielgruppenorientierung zu verbessern. Ausgehend von der Annahme, daß oft vermutete Produkti-
vitätsnachteile die geringen Wiedereingliederungschancen Schwerbehinderter bedingen, werden sowohl Arbeits-
marktintermediäre (Arbeitsvermittlung) als auch intermediäre Arbeitsmärkte (alternative Beschäftigungsformen
zwischen Arbeitslosigkeit und Normalarbeitsverhältnis) darauf hin untersucht, inwieweit sie den Unternehmen Hin-
weise auf die Leistungsfähigkeit von Arbeitsplatzbewerbern geben und dadurch die Eingliederungschancen von
Problemgruppen des Arbeitsmarktes erhöhen können. Diese Möglichkeit des Screening bietet insbesondere das In-
strument der vermittlungsorientierten Arbeitnehmerüberlassung. Zum anderen besteht die Möglichkeit, für diese
Personengruppe verstärkt subventionierte Arbeitsplätze in einem komplementären Arbeitsmarkt bereitzustellen,
um die ungleichen Beschäftigungschancen zu kompensieren und neue, zielgruppenadäquate Beschäftigungsfor-
men – über die Werkstätten für Behinderte hinaus – zu begründen.
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Verantwortung des Autors.strumentariums hindeutet. Die Quotenregelung des Schwer-
behindertengesetzes reicht offensichtlich nicht aus, um die
Beschäftigungsnachteile Behinderter zu kompensieren (Wink-
ler 1996). Der besondere Kündigungsschutz für Schwer-
behinderte erweist sich in seiner Wirkung als ambivalent
(Knappe/Walger 1993), und auch Lohnkostenzuschüsse er-
reichen selten eine zusätzliche und vor allem langfristige Wie-
dereingliederung arbeitsuchender Schwerbehinderter (Sa-
dowski et al. 1992). Im Gegenteil, derartige temporäre Sub-
ventionen können nach Ablauf der Förderung erneute Ar-
beitslosigkeit zur Folge haben (Drehtüreffekt). Oft erreichen
sie nur diejenigen Arbeitslosen, die auch ohne Förderung ein-
gestellt worden wären (Mitnahmeeffekt), so daß sich die Ein-
gliederungschancen der Schwervermittelbaren eher noch ver-
schlechtern (Sokolowski/Spinn 1995). Darüber hinaus kön-
nen sich Lohnsubventionen auch dadurch als Einstellungs-
hemmnis erweisen, daß sie den Nutznießern eine geringe Pro-
duktivität attestieren. Das schon klassische Experiment von
Burtless (1985) weist auf diese Stigmatisierungsgefahren hin.
Arbeitgeber nutzen die Anspruchsberechtigung für Zuschüs-
se als screening device, mit dem sie benachteiligte Arbeitsu-
chende diskriminieren. Das Beispiel verdeutlicht das Pro-
blem, daß arbeitsmarktpolitische Maßnahmen entgegen ihrer
Intention noch zu einer Verfestigung ungleicher Arbeits-
marktchancen beitragen und auch das negative Bild be-
stimmter Problemgruppen des Arbeitsmarktes verstärken
können.
2 Einflußfaktoren eines selektiven Rekrutierungs-
verhaltens: eine informationstheoretische Sicht
Das primäre Ziel selektiver Arbeitsmarktpolitik zugunsten
Behinderter besteht darin, ihre Wiedereingliederung zu for-
cieren und damit – will man das Ziel der Integration in den
regulären Arbeitsmarkt nicht aufgeben – insbesondere Ar-
beitgeber verstärkt zur Einstellung behinderter Arbeitsplatz-
bewerber zu bewegen. Im folgenden sollen zunächst infor-
mationstheoretische Überlegungen angestellt werden, die
Anhaltspunkte für eine problemadäquate Ausgestaltung ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen geben können.
2.1 Informationsdefizite und Signale bei Einstellungsentschei-
dungen
Bei relativ starren Löhnen besteht das Ziel der Unternehmen
darin, ihre freien Stellen mit denjenigen Arbeitnehmern zu be-
setzen, die das höchste Wertgrenzprodukt versprechen. Die
Entscheidung für einen Bewerber ist jedoch insoweit mit Un-
sicherheit behaftet, als der Arbeitgeber zum Zeitpunkt der
Einstellung über dessen Produktivität in großen Teilen im Un-
klaren ist. Viele der für die Eignung relevanten Personen-
merkmale weisen Erfahrungsgutcharakter auf (Fehlzeiten,
Sorgfalt, Teamfähigkeit, Zuverlässigkeit), die nicht ohne wei-
teres ex ante festzustellen sind und erst im Laufe des Be-
schäftigungsverhältnisses zutage treten. Die Einstellungsent-
scheidung kann somit als Investitionsentscheidung unter Un-
sicherheit aufgefaßt werden (Spence 1973). Aus Gründen des
Informationsdefizites bedienen sich Arbeitgeber bestimmter
Such- und Screeningverfahren. Deren Umfang hängt nicht
unwesentlich von der Irreversibilität der Einstellungsent-
scheidung und von der Entgelthöhe ab. Gerade bei höherbe-
zahlter Arbeit kann sich ein größerer Aufwand vor allem bei
der intensiven Suche, der Informationsbeschaffung bezüglich
eines bestimmten Arbeitsplatzbewerbers, lohnen. Diese kann
zu einer genaueren Abschätzung der Leistungsfähigkeit und
Paßgenauigkeit des Kandidaten beitragen und damit dessen
produktiven Beitrag erhöhen (Barron/Bishop 1985: 365). 
Zur Abschätzung der Produktivität von Arbeitsplatzbewer-
bern werden auch bestimmte Signale herangezogen (Spence
1973). Arbeitgeber können im Vorfeld der Rekrutierungsent-
scheidung zwar nicht direkt die Produktivität von Arbeits-
platzbewerbern beobachten, es stehen ihnen jedoch be-
stimmte Hilfsmittel in Form von leicht beobachtbaren Perso-
nenmerkmalen (Alter, Geschlecht, Schwerbehindertenstatus)
zur Verfügung. Auf der Basis vorhandener Erfahrungen be-
stehen Wahrscheinlichkeitsabschätzungen im Hinblick auf
die zu erwartende Produktivität für jedes einzelne Signal bzw.
für bestimmte Merkmalskombinationen. Auch wenn diese In-
formationen unvollständig und in vielen Fällen auch falsch
sein können, ist diese Vorgehensweise aus Unternehmens-
sicht doch rational. Die Kosten einer ungerechtfertigten, vor-
eiligen Ablehnung von an sich geeigneten Arbeitsuchenden
mit ungünstigen Merkmalen nehmen dabei mit der Größe des
Bewerberpools tendenziell ab.
Sogenannte „background characteristics“ spielen auch beim
Konzept der Arbeitskräfteschlange (Thurow 1975: 75ff.) eine
wichtige Rolle. Die relative Position eines Arbeitsuchenden
im Wettbewerb um eine Vakanz wird durch die zu erwarten-
den Einarbeitungskosten bestimmt. Ziel des Arbeitgebers ist
es, denjenigen aus dem Pool der Stellenbewerber auszu-
wählen, der die gegebenen Qualifikationsanforderungen bzw.
das gewünschte Grenzprodukt mit dem geringsten Einarbei-
tungsaufwand erfüllt. Da direkte Informationen nicht zur Ver-
fügung stehen, wird zur Abschätzung der Eignung auf be-
stimmte Personenmerkmale zurückgegriffen, die als indirek-
te Indikatoren für die Einarbeitungs- und Ausbildungskosten
genutzt werden. Obwohl Arbeitsuchende für verschiedene
Jobs eine unterschiedliche Eignung aufweisen, führt diese
Vorgehensweise doch in der Gesamtheit zu einer Benachtei-
ligung bestimmter Arbeitnehmergruppen mit unvorteilhaften
Hintergrundmerkmalen (statistische Diskriminierung), die
noch durch subjektive Präferenzen verstärkt werden kann.
Diskriminierung kann dann auch bei gleichen Einarbeitungs-
kosten zu einer Position am Ende der Warteschlange führen.
Dieses Modell der job competition im Gegensatz zur wage
competition ist deshalb von hoher praktischer Relevanz, weil
eine Differenzierung der Löhne je nach Einarbeitungsauf-
wand oder Umfang der Produktivitätsminderung in der Regel
nicht erfolgt. Diese Feststellung eint Thurow mit der neo-
klassischen Ansicht. Die Zuschreibung der Ursache ist jedoch
vollkommen konträr. Während Thurow davon ausgeht, daß
Arbeitgeber weitgehend unabhängig von Entlohnungsfragen
nach dem bestmöglichen Arbeitnehmer für eine ganz be-
stimmte Stelle suchen und daher auch einen großen Aufwand
bei der Personalauswahl betreiben, ist Lohnrigidität bei den
Neoklassikern weitgehend Resultat einer durch Gewerk-
schaftseinfluß bedingten Ausschaltung des Lohnwettbe-
werbs. Dementsprechend stehen auch die arbeitsmarktpoliti-
schen Implikationen konträr zueinander. Einer Verbesserung
der Hintergrundmerkmale bestimmter Arbeitnehmergruppen
durch Ausbildung und Qualifizierung auf der einen Seite steht
der Ruf nach vermehrter Lohndifferenzierung auf der ande-
ren Seite gegenüber. 
Einen weiteren Ansatz zur informationstheoretischen Er-
klärung von Arbeitslosigkeit präsentieren Ma und Weiss
(1993). Sie führen Arbeitslosigkeit u.a. auch darauf zurück,
daß die Aufnahme von bestimmten einfachen Tätigkeiten als
schlechtes Signal bei der Suche nach qualifizierter Beschäfti-
gung gedeutet werden könnte und Arbeitsuchende aus diesem
Grunde den Verbleib in Arbeitslosigkeit vorziehen, um ein
„bad label“ zu vermeiden. Sie gehen davon aus, daß „taking
an unskilled job is sufficiently damaging to the future em-
ployment prospects of a (skilled) worker that he will choose
MittAB 2/97 433unemployment even if there is no disutility from work. This is
because taking an unskilled job may be a worse signal than un-
employment.“ (Ma/Weiss 1993: 136). Dieser Ansatz übersieht
zwar, daß einfache Beschäftigung im sekundären Arbeits-
marktsegment auch zu besserer Beschäftigung hinführen
kann, insbesondere beim gleichen Arbeitgeber. Außerdem
wird die Bereitschaft zur Aufnahme auch von „schlechten
Jobs“ nicht nur durch Signaling-Aspekte, sondern auch we-
sentlich durch vorhandene Anreize bestimmt, die insbesonde-
re die Arbeitslosenversicherung durch die Gewährung von Er-
satzeinkommen setzt. Dennoch kann dieser Ansatz fruchtba-
re Anhaltspunkte für die Ausgestaltung der Arbeitsmarktpoli-
tik liefern. Eine diesbezügliche Minimalforderung könnte lau-
ten: Die Signale arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen sollten
zumindest nicht schlechter sein als die negativen Signale der
Arbeitslosigkeit. Letztere spielen in den Ansätzen zur Er-
klärung verfestigter Arbeitslosigkeit (Persistenz) eine Rolle.
Beim Konzept persistenter Arbeitslosigkeit in der humanka-
pitaltheoretischen Variante wird davon ausgegangen, daß Ar-
beitslosigkeit negative Rückwirkungen auf die Humankapi-
talausstattung der Arbeitslosen hat, deren Vermittelbarkeit
sich aus diesem Grunde mit zunehmender Dauer der Arbeits-
losigkeit vermindert. Die Abgangsrate aus der Arbeitslosig-
keit sinkt im Laufe der Zeit nicht nur, weil zunehmend
„schlechte Risiken“ im Arbeitslosenpool verbleiben (Sortier-
effekt), sondern auch, weil vorhergegangene Arbeitslosigkeit
zu Dequalifizierung und Arbeitsentwöhnung beiträgt oder
Unternehmen zumindest auf derartige Prozesse schließen. Da
das Leistungsvermögen Langzeitarbeitsloser aufgrund von
Humankapitalentwertung im Durchschnitt tatsächlich ver-
mindert sein dürfte, wird eine lange Dauer der Arbeitslosig-
keit, auch wenn es im Einzelfall nicht gerechtfertigt sein soll-
te, wiederum als negatives Signal aufgefaßt. Beide Effekte,
sowohl die tatsächliche wie auch die vermeintliche Human-
kapitalentwertung, führen dazu, daß zukünftige Arbeitslosig-
keit von vergangener Arbeitslosigkeit beeinflußt wird (state-
dependence) und sich Arbeitslosigkeit verfestigt. Auch hier
stellt sich die Frage, inwieweit Arbeitsmarktpolitik zu einer
Umkehrung dieser Prozesse beitragen kann. Für die Gruppe
der Schwerbehinderten ist diese Frage von besonderer Be-
deutung, da sie weit überdurchschnittlich von Langzeitar-
beitslosigkeit betroffen ist.
2.2 Praktische Relevanz für Schwerbehinderte
Menschen mit Behinderungen sind auf dem Arbeitsmarkt auf
vielfältige Weise potentielle Opfer einer informationstheore-
tisch zu deutenden Diskriminierung. Zunächst ist darauf hin-
zuweisen, daß der Grad der Behinderung (GdB) in keinem di-
rekten Zusammenhang mit der arbeitsplatzspezifischen Lei-
stungsfähigkeit steht. Aus dem Schwerbehindertenstatus
kann also nicht generell auf ein eingeschränktes Leistungs-
vermögen Behinderter geschlossen werden. Umgekehrt im-
pliziert auch das Fehlen einer anerkannten Behinderung nicht
notwendigerweise eine uneingeschränkte Leistungsfähigkeit
am Arbeitsplatz. In einer Durchschnittsbetrachtung dürfte al-
lerdings eine gewisse Korrelation zwischen GdB und Pro-
duktivität bestehen. Es ist also zu vermuten, daß das Problem
der statistischen Diskriminierung für die Gruppe der Schwer-
behinderten besondere Relevanz hat. Solange der Grad der
Behinderung nicht das Ausmaß der verminderten Produkti-
vität im jeweiligen Beruf oder am (an die Behinderung ange-
paßten) Arbeitsplatz widerspiegelt, kann davon ausgegangen
werden, daß subjektive Wahrscheinlichkeits- und Risikoab-
schätzungen die Beschäftigungschancen Behinderter wesent-
lich bestimmen.
Die Risikoabschätzung wird indes zu Ungunsten der behin-
derten Arbeitsuchenden weiter durch gesetzliche Regelun-
gen, insbesondere allgemeine und spezielle Kündigungs-
schutzbestimmungen, beeinflußt. Je weniger die Möglichkeit
eines „trial and error“ besteht und je verbindlicher die Ein-
stellungsentscheidung gerade im Vergleich zu anderen Per-
sonengruppen ist, desto mehr kann – vor allem in Verbindung
mit der besonderen Unsicherheit über das Leistungsvermö-
gen Behinderter – von einer Vorsicht bzw. Zurückhaltung bei
der Einstellung von Schwerbehinderten ausgegangen werden.
Prekäre Arbeitsverhältnisse könnten dieses Risiko vermin-
dern und einen Weg in stabile Beschäftigung ebnen (Walwei
1996: 226). Dennoch ist auch bei diesen Beschäftigungsfor-
men keineswegs sicher, in welchem Umfang Arbeitgeber bei
einem großen Angebotsüberhang auf dem Arbeitsmarkt
tatsächlich auch Problemgruppen eine Chance geben, solan-
ge es auch genügend andere Bewerber gibt, die aus subjekti-
ver Sicht geeigneter erscheinen.
Neben dem Schwerbehindertenstatus, der in den Augen vie-
ler Arbeitgeber schon ein eingeschränktes Leistungsvermö-
gen attestiert, haben arbeitslose Schwerbehinderte auch das
Merkmal, daß sie im Durchschnitt deutlich älter als Nichtbe-
hinderte sind und auf eine deutlich längere Dauer der Arbeits-
losigkeit zurückblicken. Jedes der drei Merkmale wird häu-
fig mit einer verminderten Produktivität in Zusammenhang
gebracht. Diese Korrelation kann tatsächlich zutreffend sein,
muß aber nicht. Die Schwierigkeit besteht darin, die genauen
Einstellungsbarrieren zu identifizieren und abzuschätzen, in-
wieweit Vorurteile bzw. „pauschalisierende Wahrnehmungs-
muster“ (Semlinger/Schmid 1985: 107) für die geringen Wie-
dereingliederungschancen behinderter Arbeitsloser verant-
wortlich sind. 
Indizien kann die beispielsweise in der Untersuchung von
Brandt (1984: 165ff.) festgestellte häufige Zufriedenheit von
Arbeitgebern mit den bei ihnen beschäftigten Behinderten lie-
fern. Die meisten der befragten Arbeitgeber, die Behinderte be-
schäftigen, sehen diese als voll leistungsfähig an und in ihrer
Beschäftigung keine Belastung für das Unternehmen. Da viele
dieser Beschäftigten in der Regel intern rekrutiert werden, d.h.
erst im Laufe des Beschäftigungsverhältnisses den Schwerbe-
hindertenstatus erwerben, wurde ihre Rekrutierung auch nicht
durch Vorurteile negativ beeinflußt. Vorbehalte gegenüber der
Einstellung von Behinderten finden sich dagegen vor allem bei
kleinen Betrieben, die keine Behinderten beschäftigen und die
daher auch keinen positiven Eindruck von ihren Leistungen ge-
winnen konnten. Wird darüber hinaus von negativen Erfahrun-
gen mit neu eingestellten behinderten Arbeitnehmern berichtet,
so hat dies deutlich negative Auswirkungen auf die zukünftige
Bereitschaft, Personen mit Behinderungen einzustellen, ohne
im Einzelfall die Eignung zu prüfen.
3 Korrektur des selektiven Einstellungsverhaltens
3.1 Die Rolle der Arbeitsmarktintermediäre
Der Aufwand bei der Kontraktpartnersuche, hervorgerufen
durch Heterogenität und unvollkommene Information, liefert
die Begründung für die Existenz von Institutionen, die den
Suchprozeß erleichtern und sich auf die kostengünstige Be-
reitstellung von Informationen spezialisieren. Allerdings
wird nur in den Fällen, in denen der Nettonutzen größer ist als
bei entsprechenden Alternativen, eine Inanspruchnahme von
Vermittlungsdienstleistungen seitens der arbeitsnachfragen-
den Unternehmen zu erwarten sein. Durch eine Verminderung
der Transaktionskosten einerseits und eine Erhöhung der Er-
träge (Beschaffung eines „besseren“ Kontraktpartners) ande-
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einer Transaktion erhöhen (Klein 1993: 62f.)
Ähnlich wie die Inanspruchnahme von Vermittlungsdienst-
leistungen insgesamt kann auch die Bereitschaft zur Ein-
schaltung der öffentlichen Arbeitsvermittlung analysiert wer-
den. Eine Erhöhung des Nettoertrags kann hier vor allem
durch die Kostenfreiheit der Inanspruchnahme erfolgen. Eine
Besonderheit der öffentlichen Arbeitsvermittlung liegt in der
teilweisen Inkongruenz ihrer Zielsetzungen. Auf der einen
Seite soll sie für einen quantitativ und qualitativ optimalen
Arbeitsmarktausgleich (matching) sorgen und ist daher als
wesentliches Instrument der Arbeitsmarktausgleichspolitik
anzusehen. Auf der anderen Seite gehört die Förderung der
Arbeitsmarktchancen von benachteiligten Arbeitnehmer-
gruppen zu ihrer elementaren Zielsetzung (selektive Arbeits-
marktpolitik). So sehr die Institutionen der Arbeitsvermitt-
lung gezwungen sind, sich bezüglich der Leistungsmerkma-
le der zur Vermittlung vorgeschlagenen Arbeitsuchenden an
den Erwartungen der Arbeitgeber zu orientieren, so wenig
Spielraum bleibt ihnen, um Personen mit Leistungsdefiziten
langfristig auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln,
auch wenn den Arbeitsämtern hierfür Hilfsmittel in Form von
Lohnkostenzuschüssen u.ä. zur Verfügung stehen.
Grundsätzlich besteht bei Zufriedenheit mit den Vermitt-
lungsdienstleistungen die Möglichkeit, die gewonnene Repu-
tation auch für solche Personen einzusetzen, die aufgrund
ungünstiger Merkmale bei Einstellungsentscheidungen dis-
kriminiert werden. Die positiven Signale der Vermittlungsin-
stitution können somit zu einem teilweisen Abbau der Be-
nachteiligung beitragen. Für Schwerbehinderte ist eine hohe
Attraktivität der öffentlichen Arbeitsvermittlung deshalb von
besonderer Bedeutung, weil sie überdurchschnittlich oft auf
ihre Hilfe bei der Arbeitsuche zurückgreifen bzw. auf diese
angewiesen sind (Sadowski et al. 1992: 105f.) Ein hoher Ein-
schaltungsgrad ist daher oft notwendige, und eine positive Re-
putation ist eine förderliche Bedingung, um Menschen mit
Behinderungen in ein Beschäftigungsverhältnis zu vermit-
teln.
Dem steht allerdings das in der Wirklichkeit eher negative
Bild der öffentlichen Arbeitsvermittlung entgegen, die be-
vorzugt dann in Anspruch genommen wird, wenn die Beset-
zung von Stellen Schwierigkeiten bereitet. Dies resultiert ins-
besondere aus der Unzufriedenheit mit den vom Arbeitsamt
vorgeschlagenen Bewerbern, die oft als ungeeignet, arbeits-
unwillig oder unzuverlässig beschrieben werden (Klös 1991:
14ff.). Private Arbeitsvermittler dürften sich nur dann ver-
mehrt für benachteiligte Arbeitsuchende einsetzen, wenn kei-
ne gleichwertigen Alternativen für die Besetzung einer Va-
kanz verfügbar sind, also vor allem bei niedriger Arbeitslo-
sigkeit (Klein 1993: 201).
Einen Hinweis darauf, daß die öffentliche Arbeitsvermittlung
die Benachteiligung bestimmter Arbeitsmarktgruppen nicht
hinreichend abmildern kann, liefern folgende Zahlen: Zwar
konnten die Arbeitsämter im Jahre 1995 fast 26.000 Schwer-
behinderte in Beschäftigung vermitteln, dennoch entspricht
dies, trotz der Verfügbarkeit zusätzlicher Finanzmittel aus
Sonderprogrammen und der Ausgleichsabgabe, lediglich ei-
nem Anteil von gut 1% an allen Vermittlungen (ANBA 1996:
117) Als Grund wird vor allem die im Hinblick auf die not-
wendige intensive Betreuung der Arbeitslosen sowie der po-
tentiellen einstellungsbereiten Unternehmen mangelnde fi-
nanzielle und personelle Ausstattung der Arbeitsämter ge-
nannt. Die Erfahrungen zeigen, daß gerade zum Abbau von
Vorbehalten gegenüber Problemgruppen die Etablierung dau-
erhafter und persönlicher Vertrauensbeziehungen zu den Un-
ternehmen besonders wichtig ist (Sadowski et al. 1992).
3.2 Die Rolle intermediärer Beschäftigungsformen
Aufgrund der negativen Wirkungen von Arbeitslosigkeit auf
die weiteren Wiederbeschäftigungschancen sowie aufgrund
des geringen Handlungsspielraums der Arbeitsverwaltung
stellt sich die Frage, ob nicht die Zuweisung in arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen arbeitslosen Schwerbehinderten und
anderen Schwervermittelbaren den Weg in den Arbeitsmarkt
ebnen kann. Intermediäre Beschäftigung, wie sie etwa in
Form von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) existiert,
könnte die mit Arbeitslosigkeit verbundenen Dequalifizie-
rungs- und Stigmatisierungswirkungen unterbinden und zur
psychosozialen Stabilisierung der Betroffenen beitragen.
Grundsätzlich kann schon allein die Tatsache, beschäftigt zu
sein, als Empfehlung an potentielle zukünftige Arbeitgeber
gelten, so daß sich von daher die Wiedereingliederungschan-
cen verbessern müßten. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
können also dazu beitragen, die Unsicherheit über die Eig-
nung von Arbeitsplatzbewerbern zu vermindern. Im Rahmen
dieser Screeningfunktion können sie prinzipiell einen Ersatz
für reguläre Beschäftigung darstellen (Calmfors 1994: 13).
In der Regel ist die Wiedereingliederungsquote das entschei-
dende Erfolgskriterium arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen.
Deren Aussagefähigkeit über die „Qualität“ einer Maßnahme
ist jedoch insofern eingeschränkt, als sie keine Anhaltspunk-
te über Dauer und Entlohnung der erzielten Arbeitsverhält-
nisse liefert. Darüber hinaus ist der Eingliederungserfolg ei-
ner Maßnahme entscheidend von der konjunkturellen Situa-
tion bzw. der allgemeinen Arbeitsmarktlage sowie von den
persönlichen Merkmalen der Teilnehmer abhängig. Das Aus-
maß der vorhandenen Vermittlungshemmnisse bzw. der Ziel-
gruppenmix ist also bei der Bewertung arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen zu berücksichtigen. Außerdem ist die Ziel-
gruppenerreichung als eigenständiges arbeitsmarktpoliti-
sches Ziel anzusehen, denn Arbeitsmarktpolitik hat in erster
Linie die Aufgabe, die Beschäftigungschancen benachteilig-
ter Arbeitsmarktgruppen zu erhöhen. Der Zielgruppenanteil
ist also auch ein Maß für die Zielgenauigkeit des Instrumen-
teneinsatzes. Letztendlich ist allerdings vor allem von Inter-
esse, inwieweit besonderen Zielgruppen tatsächlich auch der
Übergang in reguläre Beschäftigung gelingt (gruppenspezifi-
scher Eingliederungseffekt).
Steiner und Kraus (1995) haben für Ostdeutschland die Ab-
gangsraten aus Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und aus Ar-
beitslosigkeit miteinander verglichen. Sollen ABM erfolg-
reich zur Arbeitsmarktintegration beitragen und nicht nur Ar-
beitslosigkeit überbrücken, so müßten die Abgangschancen
aus ABM in reguläre Beschäftigung deutlich höher sein. Dies
trifft für Männer jedoch nur direkt nach Abschluß der Maß-
nahme zu, bei Frauen führt die Teilnahme zumindest kurzfri-
stig sogar zu geringeren Wiederbeschäftigungschancen als
die Arbeitsuche aus der Arbeitslosigkeit heraus. Diese gerin-
gen Eingliederungsresultate ergaben sich, obwohl vielfach
Arbeitslose mit an sich guten Beschäftigungschancen den
Maßnahmen zugewiesen wurden. Insgesamt jedoch konnten
Schwerbehinderte an ABM mit einem Beschäftigtenanteil
von 7% (Westdeutschland/1995), gemessen an ihrem Anteil
an den Arbeitslosen von 6%, leicht überdurchschnittlich par-
tizipieren (ANBA 1996: 117). Auf weiterhin unterdurch-
schnittliche Beschäftigungschancen Schwerbehinderter so-
wie älterer Arbeitnehmer nach Durchlaufen von ABM weist
allerdings Jauss (1987: 261) hin. Er stellt dementsprechend in
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ABM, nämlich „die Angleichung von Arbeitsmarktchancen
nicht, oder nicht im angestrebten Umfang realisiert werden
kann“. Einen gewissen Ausgleich für die Beschäftigungs-
nachteile bestimmter Arbeitsmarktgruppen könne allenfalls
die Weiterentwicklung von ABM zu einem zweiten Arbeits-
markt bieten (siehe hierzu 5.1).
Die genannten Untersuchungen bestätigen die Gefahr von
locking-in Effekten bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
(Calmfors 1994 : 14), die dem Ziel einer Verbesserung und
Angleichung von Beschäftigungschancen entgegenstehen.
Die geringen Wiederbeschäftigungschancen aufgrund von
ABM können aus fehlenden (finanziellen) Anreizen zur Ar-
beitsaufnahme im ersten Arbeitsmarkt, einer Verringerung
der Vermittlungsaktivitäten der Arbeitsämter für die ABM-
Beschäftigten und aus negativen Signalen einer ABM-Tätig-
keit resultieren. Daß ein Stigmatisierungseffekt eine Rolle
spielen dürfte, hängt auch damit zusammen, daß sowohl eine
qualifikationsadäquate Beschäftigung als auch eine einglie-
derungsfördernde Vermittlung beruflicher Qualifikationen
zumindest in den achtziger Jahren nur selten gelang (Bohlen
1993: 200). Insbesondere das beschäftigungspolitisch sinn-
volle, aber arbeitsmarktpolitisch fragwürdige Zusätzlich-
keitsprinzip von ABM hat eine geringe Marktnähe der Maß-
nahmen und dadurch auch der vermittelten Qualifikationen
zur Folge. Folglich ist auch eine positive Signalwirkung auf
potentielle Arbeitgeber nicht zu erwarten. Die Studie von
Jauss (1987: 273ff.) bestätigt, daß ein negatives Bild von
ABM auf seiten vieler Arbeitgeber besteht. Insbesondere ge-
sundheitlich Beeinträchtigte berichten von häufiger Skepsis
auf Arbeitgeberseite gegenüber ihrer ABM-Tätigkeit. ABM
scheinen also nur teilweise geeignet, Arbeitsfähigkeit und
Arbeitswilligkeit der Beschäftigten hinreichend zu demon-
strieren. 
Bei Abwägung der durch Arbeitslosigkeit hervorgerufenen
Dequalifizierungs- und Stigmatisierungswirkungen einer-
seits und der Tätigkeit in ABM andererseits dürfte zwar ins-
besondere für Langzeitarbeitslose ein positiver Saldo aus
ABM resultieren. Der Grad der Zielerreichung im Hinblick
sowohl auf die Zielgruppenorientierung als auch auf den Wie-
dereingliederungserfolg läßt jedoch an der arbeitsmarktpoli-
tischen Effizienz von ABM als generelles Instrument der Ein-
gliederung Schwervermittelbarer zweifeln, auch wenn mit
den jüngsten Änderungen im Arbeitsförderungsgesetz die
Zielgenauigkeit erhöht wurde. Ob das Instrument vermitt-
lungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung bei der Wieder-
eingliederung schwervermittelbarer Arbeitsloser im allge-
meinen und im Hinblick auf positive Signalwirkungen im be-
sonderen besser abschneidet, wird im nächsten Abschnitt be-
handelt.
4 Das arbeitsmarktpolitische Potential der vermitt-
lungsorientierten Arbeitnehmerüberlassung
4.1 Das Konzept der vermittlungsorientierten Arbeitnehmer-
überlassung
Arbeitnehmerüberlassung (bzw. Leiharbeit/Zeitarbeit) ist kei-
ne neue Erscheinung. In ihrer traditionellen, gewerbsmäßigen
Ausprägung dient sie den Unternehmen insbesondere als In-
strument, um Schwankungen im Arbeitsanfall besser abfe-
dern und Personalausfälle kurzfristig kompensieren zu kön-
nen, ohne Neueinstellungen tätigen zu müssen. Die ökono-
mische Rationalität dieses externen Flexibilisierungsinstru-
ments wird vor allem auch durch die Verfügbarkeit und den
Preis möglicher Alternativen beeinflußt. Sind beispielsweise
Überstunden (internes Flexibilisierungsinstrument) oder Neu-
einstellungen insbesondere aufgrund antizipierter Kündi-
gungs- bzw. Entlassungskosten teuer, so gewinnt das Instru-
ment der Leiharbeit an Gewicht (Winkler/Knappe 1997). Die
Rekrutierung von Stammpersonal ist eher als Mitnahmeeffekt
denn als eigenständige Funktion kommerzieller Leiharbeit
anzusehen. Daß die Übernahme von Leiharbeitnehmern den-
noch häufig vorkommt (Brose/Schulze-Böing/Meyer 1990:
189ff.) und dementsprechend Zeitarbeit auch eine Brücken-
funktion für Beschäftigte des sekundären Segments bzw. für
vormals Arbeitslose darstellen kann, liegt an der spezifischen
Konstruktion der Arbeitnehmerüberlassung, die vermittlungs-
orientierte Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaften noch stär-
ker für arbeitsmarktpolitische Zwecke nutzbar zu machen
sucht.
Wesentliches Kennzeichen der Arbeitnehmerüberlassung ist
die Dreiseitigkeit des Vertragsverhältnisses zwischen Entlei-
her, Verleiher und Leiharbeitnehmer. Die Arbeitgeberpflich-
ten obliegen der Leiharbeitsfirma, so daß der Entleiher von
den Beschäftigungsrisiken weitgehend befreit ist. Da der Ent-
leiher an keine Weiterbeschäftigungspflichten aufgrund von
Kündigungsschutzregelungen, sei es im Falle fehlender zu-
künftiger Arbeitsmöglichkeiten oder wegen Unzufriedenheit
mit dem Arbeitnehmer, gebunden ist, kann sich einerseits sei-
ne Bereitschaft erhöhen, auch im Falle unklarer Absatzer-
wartungen zusätzliches Personal zu beschäftigen und daher
auf Zeitarbeitsfirmen zurückzugreifen. Andererseits kann Ar-
beitnehmerüberlassung aufgrund des Wegfalls des Arbeitge-
berrisikos auch die Hemmschwelle für die Einstellung solcher
Personen senken, die im regulären Rekrutierungsverfahren
aufgrund bestimmter Hintergrundmerkmale diskriminiert
werden oder für die das Beschäftigungsrisiko aufgrund hoher
Kündigungsschutzkosten besonders hoch ist.
Auf die Möglichkeit, die Tätigkeit in Leiharbeitsfirmen mit
Qualifizierungsmaßnahmen zu koppeln und sie somit in den
Dienst der Arbeitsmarktpolitik zu stellen, hatten schon Doe-
ringer und Piore (1971: 207) hingewiesen. Sie versprachen
sich dadurch zum einen eine Stabilisierung der Beschäftigung
gering qualifizierter Arbeitnehmer des sekundären Segments.
Zum anderen könnte eine graduelle Höherqualifizierung den
Weg in permanente Beschäftigung im primären Segment eb-
nen. Im Jahre 1980 hatte Jürgen Göbel die Nutzung der Ar-
beitnehmerüberlassung in nicht gewerbsmäßiger Form als In-
strument zur Arbeitsmarktintegration von schwervermittel-
baren Arbeitslosen vorgeschlagen zum Ausgleich „der Di-
vergenz zwischen dem inkonstanten betrieblichen Arbeits-
kräftebedarf einerseits und dem Interesse der Arbeitslosen an
einer Dauerbeschäftigung andererseits“ (Göbel 1980: 207).
Aufgrund der grundsätzlich unbefristet abzuschließenden
Leiharbeitsverhältnisse können sie für die Arbeitnehmer ge-
genüber kurzfristigen Beschäftigungsverhältnissen vorteil-
haft sein. Göbel sah also schon in der (dauerhaften) Beschäf-
tigung als Leiharbeitnehmer ein wichtiges arbeitsmarktpoli-
tisches Ziel erreicht. Demgegenüber wird in der aktuellen
Diskussion und den bestehenden Modellen Leiharbeit mehr
als Zwischenschritt zur Integration Schwervermittelbarer in
den Arbeitsmarkt angesehen denn als endgültiges Ziel. Dies
resultiert nicht zuletzt aus den Schwierigkeiten, tatsächlich
eine hohe Beschäftigungsstabilität im Verleih zu erreichen.
Damit Arbeitnehmerüberlassung allerdings an den Arbeits-
marktchancen von Problemgruppen im allgemeinen und Be-
hinderten im besonderen etwas ändern kann, muß sie zu einer
Änderung des Einstellungsverhaltens der Unternehmen zu-
gunsten dieser Gruppen beitragen: Konkret bedeutet dies in ei-
nem ersten Schritt eine im Vergleich zur konventionellen Re-
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ren bei der Begründung von Leiharbeitsverhältnissen. In ei-
nem zweiten Schritt ist die Bereitschaft auf seiten der Entlei-
her erforderlich, sie in ein reguläres Arbeitsverhältnis zu über-
nehmen. Dies kann Arbeitnehmerüberlassung, wenn man von
begleitenden Qualifizierungsmaßnahmen absieht, vor allem
dadurch, daß sie zu einem Abbau betrieblicher Vorbehalte ge-
genüber dieser Personengruppe beiträgt. Als Vermittlungsin-
stitution kann sie in der Regel keine Arbeitsplätze schaffen und
nur einen marginalen Beitrag zur Verminderung der Arbeits-
losigkeit leisten, indem sie den quantitativen Arbeitsmarkt-
ausgleich beschleunigt und den qualitativen Arbeitsmarktaus-
gleich verbessert. Durch eine Konzentration auf besondere
Zielgruppen kann vermittlungsorientierte Arbeitnehmerüber-
lassung allerdings zu einer besseren Verteilung der Beschäfti-
gungsmöglichkeiten beitragen und einer Verfestigung der Ar-
beitslosigkeit entgegenwirken. Insoweit sich auch Schwerver-
mittelbare im Verleih bewähren, bekommen sie eine Chance
auf ein reguläres Arbeitsverhältnis, die sie sonst aufgrund ih-
rer Hintergrundmerkmale unter Umständen nicht erhalten hät-
ten. Der Graben zwischen zum Teil langfristiger Arbeitslosig-
keit auf der einen und dem Normalarbeitsverhältnis auf der an-
deren Seite könnte mit Hilfe dieser intermediären Beschäfti-
gungsform überbrückt werden (vgl. auch Walwei 1996: 226).
Hier werden allerdings auch die Grenzen des Ansatzes deut-
lich. Vorrangig können tatsächlich nur die Arbeitslosen über
das Instrument der Leiharbeit integriert werden, die keine we-
sentlichen Leistungseinschränkungen aufweisen und für die
angebotenen Tätigkeiten geeignet sind. Erst durch vorberei-
tende und begleitende Qualifizierungsmaßnahmen in verleih-
freien Zeiten können auch Personen mit Qualifikationsdefizi-
ten von diesem Modell profitieren.
Neben der Signalisierung der Eignung während der interme-
diären Beschäftigung kann möglicherweise schon die An-
stellung bei der Leiharbeitsfirma an sich zu einer Verringe-
rung von Vorbehalten beitragen, und zwar dadurch, daß die
Arbeitslosigkeit unterbrochen wird, die Bewerbung für eine
Tätigkeit im Verleih Arbeitsmotivation und Flexibilität de-
monstriert und eine Vorauswahl seitens der Leiharbeitsfirma
erfolgt. Außerdem kann unter Umständen eine positive Re-
putation der Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaft an die
Stelle einer – aufgrund seiner Erwerbsbiographie oder seiner
Hintergrundmerkmale – negativen Reputation des Arbeit-
nehmers treten. Diese ist auch eine wesentliche Vorausset-
zung dafür, daß Unternehmen im Bedarfsfall auf sie zurück-
greifen und damit auch den betreffenden (schwervermittel-
baren) Arbeitnehmern eine Chance geben können.
4.2 Projekte der vermittlungsorientierten Arbeitnehmerüber-
lassung
Im August 1994 wurde angesichts der vorhandenen interna-
tionalen Erfahrungen und einzelner Modellversuche in der
Bundesrepublik ein Programm zur Förderung vermittlungs-
orientierter Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaften aufge-
legt, das bis Ende 1996 mehr als 50 Millionen DM in Form
von Darlehen und Zuschüssen zur Verfügung stellte. Wesent-
liche Bedingung der „Richtlinien zur Förderung der Einglie-
derung schwervermittelbarer Arbeitsloser durch Darlehen
und Zuschüsse an Gesellschaften zur Arbeitnehmerüberlas-
sung (AüGRi)“ war ein Zielgruppenanteil unter den Be-
schäftigten von mindestens 25%. Zu den besonderen Ziel-
gruppen gehörten Langzeitarbeitslose, Behinderte und ältere
Arbeitnehmer über 50 Jahre. Bis März 1996 wurden an 80 Ge-
sellschaften mit 52 Zweigstellen Fördermittel ausgezahlt
(Deutscher Bundestag 1996: 12). Im folgenden sollen einzel-
ne Projekte der nicht-gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlas-
sung aus dem In- und Ausland vorgestellt werden, zu denen
schon Erfahrungen vorliegen.
START, Niederlande 
Die im Jahre 1977 in den Niederlanden gegründete Stiftung
START gilt als Vorbild für die inzwischen zahlreichen Initia-
tiven, die in der Bundesrepublik Deutschland und anderen eu-
ropäischen Ländern das Instrument der nicht-gewerbsmäßi-
gen Arbeitnehmerüberlassung nutzen. Sie haben das Ziel ge-
meinsam, Personen, die zunächst nur sehr schwer in eine feste
Beschäftigung zu vermitteln sind, über den Umweg der Ar-
beitnehmerüberlassung in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
START konnte 1995 insgesamt mehr als 175.000 Arbeits-
einsätze vermitteln, davon kamen 38.811 den besonderen
Zielgruppen zugute. Der Anteil sogenannter teilerwerbsun-
fähiger Personen lag bei gut 3% (START 1996). Allerdings
beschränkt sich START in den Niederlanden seit einigen Jah-
ren nicht mehr nur auf die klassische Zeitarbeitsvermittlung,
sondern bietet auch weiterreichende Dienste in Kooperation
mit der Arbeitsverwaltung an. Speziell für Behinderte wurde
Anfang 1993 das Konzept der Entsendung entwickelt und
umgesetzt. Es ähnelt im wesentlichen der Arbeitnehmerüber-
lassung in Deutschland. Im Vordergrund steht nicht so sehr
das Flexibilitätsinteresse der Unternehmen, sondern eine dau-
erhafte Integration Behinderter. Ziel ist es, den Entsendungs-
vertrag, der für mindestens sechs Monate abgeschlossen wird,
in ein reguläres Arbeitsverhältnis zu überführen. Im Jahr 1994
konnten von diesem Konzept schon 4.000 Personen profitie-
ren. Insgesamt 300 Behinderte wurden in den ersten beiden
Jahren dauerhaft integriert. Kennzeichen des ebenfalls auf
Behinderte zugeschnittenen Konzepts des Job-Coaching ist
eine intensive Betreuung sowohl im Vorfeld der Stellenver-
mittlung als auch am Arbeitsplatz. Ausgangspunkte bei der
Arbeitsplatzsuche sind das Leistungspotential und die vor-
handenen Qualifikationen des Arbeitsuchenden. Auch hier ist
eine Ausweitung der Aktivitäten geplant. Bestandteile des
neuen „Full-Service-Konzeptes“ von START sind darüber
hinaus die Bereiche Anwerbung und Auswahl, Aus- und Wei-
terbildung sowie Outplacement.
Espora, Österreich
Die positiven Erfahrungen mit dem niederländischen START-
Modell waren für die Arbeitsverwaltung in Österreich Anlaß,
sich mit der Übertragbarkeit dieses Ansatzes auf Österreich
auseinanderzusetzen. Nach Durchführung einer Machbar-
keitsstudie kam es im Januar 1994 zur ersten Gründung einer
Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaft mit dem Namen Es-
pora in Steyr. Espora versteht sich als erweitertes Vermitt-
lungsinstrument der Arbeitsverwaltung und will in erster Li-
nie Unternehmen ansprechen, die dauerhaft Personal rekru-
tieren wollen. Klassische Zeitarbeitsaufträge stehen im Hin-
tergrund. In den ersten beiden Jahren wurden etwa 530 Ar-
beitslose beschäftigt mit einer durchschnittlichen Beschäfti-
gungsdauer von 14 Wochen. Davon wurden rund 170 Perso-
nen in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt, darunter auch Be-
hinderte, Langzeitarbeitslose und ältere Arbeitnehmer.
START-NRW
Nach dem niederländischen Vorbild wurden seit 1992 auch in
Nordrhein-Westfalen START-Filialen zunächst in vier Städ-
ten eröffnet. Inzwischen ist die Erprobungsphase abgeschlos-
sen und START kann über ein dichtes Netz von Zweigstellen
in dem Bundesland verfügen. In der Pilotphase von 1992 bis
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gung bei START (Weinkopf/Krone 1995). Etwa jeder zehnte
Arbeitnehmer war zuvor länger als ein Jahr arbeitslos, 6% wa-
ren älter als 45 Jahre. Nur drei Behinderte, was einem Anteil
von 0,6% entspricht, konnten in dieser Phase von dem Mo-
dellprojekt profitieren. Sie konnten aber immerhin zu 100%
erfolgreich in einen regulären Arbeitsvertrag vermittelt wer-
den, während die Wiedereingliederungsquote insgesamt bei
etwa 46% (bezogen auf die beendeten Arbeitsverhältnisse)
bzw. 28% (bezogen auf die Zahl der Beschäftigten) lag. Für
den Zeitraum 1995 bis Ende Juni 1996 liegen weitere Ergeb-
nisse der Begleitforschung vor (Vanselow/Weinkopf 1996).
Demnach konnten insgesamt 2.461 Arbeitslose eine Anstel-
lung bei START finden, davon gehörte etwa ein Drittel einer
der Zielgruppen der AüGRi an (Ältere, Langzeitarbeitslose
und Behinderte). 39 Personen gehörten der Zielgruppe der
Behinderten an. Ihr Anteil konnte sich von knapp einem Pro-
zent in der Pilotphase auf knapp zwei Prozent erhöhen. Weit-
aus mehr als die Behinderten profitierte jedoch die Gruppe
der Langzeitarbeitslosen von den verstärkten Bemühungen,
die Förderrichtlinien der AüGRi zu erfüllen. Der Anstieg ih-
res Anteils von 10% auf 28% zeigt, daß durchaus die Mög-
lichkeit zur Beeinflussung der Zielgruppenzusammensetzung
gegeben ist. Die Wiedereingliederungsquote ist hingegen auf
gut 40% (bezogen auf die ausgeschiedenen Mitarbeiter) ge-
sunken (Vanselow/Weinkopf 1996: 18). Nach dem Auslaufen
der Förderung kam es zu einem deutlichen Rückgang des
Zielgruppenanteils auf nur noch 21,4% im ersten Quartal
1997, was den Konflikt zwischen betriebswirtschaftlichen
Zwängen (Kostendeckung) und sozialpolitischem Anspruch
verdeutlicht (Weinkopf/Vanselow 1997).
Berufliche Fortbildungszentren der Bayerischen Arbeit-
geberverbände e.V. (bfz)
Seit November 1994 besteht die gemeinnützige Arbeitneh-
merüberlassung der bfz in München. Inzwischen gibt es sie-
ben Zweigstellen, weitere sechs sind geplant. Explizites Ziel
ist auch hier die Integration von Arbeitslosen in den ersten
Arbeitsmarkt über das Instrument der Leiharbeit. Ein weite-
rer wesentlicher Baustein ist das Element der Qualifizierung.
Noch mehr als bei START steht die Vermittlung in reguläre
Beschäftigung anstelle eines temporären Verleihs im Vorder-
grund. Bis Ende 1996 hatten insgesamt 788 Personen eine
(vorübergehende) Anstellung bei der Gesellschaft gefunden
(bfz 1997). Davon waren 343 schwervermittelbar, was einem
Zielgruppenanteil von 44% entspricht. Von den 515 Teilneh-
mern, die bis zum Stichtag die Maßnahme beendeten, konn-
ten 307 Personen (59%) in reguläre Beschäftigung plaziert
werden, sei es in dem Entleihunternehmen (37%) oder in an-
deren Unternehmen (22%). Während der Wiedereingliede-
rungserfolg der besonderen Zielgruppen insgesamt mit rund
53% unterdurchschnittlich war, konnten Behinderte oder
Suchtkranke immerhin zu 64% (18 Personen) in ein regulä-
res Beschäftigungsverhältnis vermittelt werden. Da schon
1996 die Zahl der Mitarbeiter um über 200% zunahm und die
Eröffnung weiterer Zweigstellen geplant ist, wird mit einer
weiteren intensiven Nutzung dieses Vermittlungsinstruments
gerechnet.
Kontakt e.V., Bayreuth
Ziel der gemeinnützigen Arbeitnehmerüberlassung des Kon-
takt e.V., die schon seit 1988 besteht, ist es, Menschen mit
psychischen Behinderungen langfristig an Arbeitgeber aus-
zuleihen. Dies erklärt auch die durchschnittliche Beschäfti-
gungsdauer von mehr als 30 Monaten. In dieser Zeit erfolgte
der Arbeitseinsatz in der Regel bei nur einem Entleiher (Moos
1994: 5). Bis 1994 konnten insgesamt 40 Personen von die-
sem Projekt profitieren. 14 Leiharbeitsverhältnisse konnten
in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis überführt wer-
den (FAF 1996: 12). Als wesentliche Erfolgsfaktoren werden
hier und bei anderen auf Behinderte abgestellten Arbeitneh-
merüberlassungsprojekten eine intensive Vorbereitung und
Begleitung der behinderten Menschen und die Etablierung
enger Kontakte zu Arbeitgebern, Vorgesetzten und Kollegen
der Behinderten genannt. Obwohl nach Angaben des Kontakt
e.V. das Projekt erfolgreich arbeitet, erschweren die zuneh-
mende Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und der Wegfall
vieler Einfacharbeitsplätze die Vermittlung psychisch behin-
derter Menschen. In wachsendem Umfang ist demnach die
Gewährung von ergänzenden (degressiv ausgestalteten)
Lohnsubventionen notwendig.
4.3 Die Chancen für Schwerbehinderte
Behinderte sind in Projekten der vermittlungsorientierten Ar-
beitnehmerüberlassung (bislang) generell unterrepräsentiert.
Der Verleih scheint in seiner reinen Form, d.h. ohne ergän-
zende Instrumente, nur für einen kleinen Teil der arbeitslosen
Behinderten geeignet. Gelingt behinderten Personen aller-
dings der Sprung in ein Leiharbeitsverhältnis, so bestehen
gute Übernahmechancen in ein reguläres Beschäftigungsver-
hältnis. Daraus läßt sich schließen, daß Behinderte in erster
Linie an der Vorauswahl der Arbeitnehmerüberlassungsge-
sellschaften scheitern, die anstelle der Betriebe das Weiter-
beschäftigungsrisiko tragen. Dies kann einerseits an der Kon-
kurrenz mit anderen Arbeitslosen und Zielgruppen liegen und
andererseits an fehlenden Einsatzmöglichkeiten für behin-
derte Arbeitsplatzbewerber im Verleih. Letztere können z.B.
aus der Notwendigkeit von Arbeitsplatzanpassungen oder aus
einer mangelnden Eignung auch unabhängig von der vorhan-
denen Behinderung resultieren. Im wesentlichen ungelöst
bleibt bei diesem arbeitsmarktpolitischen Instrument außer-
dem das Problem im Durchschnitt höherer Beschäftigungs-
kosten von Schwerbehinderten. Diese werden, z.B. aufgrund
des Zusatzurlaubs oder höherer Fehlzeiten, auf etwa 4.500
DM im Jahr beziffert (Sadowski et al. 1992), die nur zum Teil
durch die Ausgleichsabgabe bei Nicht-Beschäftigung von
Schwerbehinderten kompensiert werden. Negative Konse-
quenzen im Hinblick auf die Bereitschaft, Behinderte auch
bei festgestellter Eignung in einem regulären Beschäfti-
gungsverhältnis zu beschäftigen, sind daher zu erwarten, so-
lange andere passende Arbeitsplatzbewerber zur Verfügung
stehen.
Bei den Projekten kristallisieren sich zwei Grundrichtungen
heraus. Während z.B. START sich vornehmlich auf die lei-
stungsfähigen Arbeitsuchenden konzentriert und daher auch,
wie die Zusammenarbeit mit namhaften Firmen zeigt (Van-
selow/Weinkopf 1996), eine gute Reputation gewonnen hat,
gibt es auf der anderen Seite Projekte, die sich noch mehr den
Benachteiligten auf dem Arbeitsmarkt widmen. Mit einer zu-
nehmenden Zielgruppenorientierung und einem wachsenden
Anteil auch tatsächlich Leistungsgeminderter wird die Ein-
gliederung in reguläre Beschäftigung schwieriger. Eine enge
Kooperation mit den Betrieben auf der einen und eine inten-
sive Betreuung der Leiharbeitnehmer auf der anderen Seite
sind dann unerläßlich, ergänzende Hilfen wie Lohnkostenzu-
schüsse unter Umständen notwendig.
Es bleibt abzuwarten, ob eine Deregulierung im Bereich der
Arbeitnehmerüberlassung die Chancen auch von Problem-
gruppen erhöht. Im Gegensatz zu den Niederlanden, wo eine
Befristung des Leiharbeitsverhältnisses auf die Dauer des
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der Bundesrepublik grundsätzlich nur unbefristete Arbeits-
verträge zwischen Leiharbeitsfirma und Leiharbeitnehmer
abgeschlossen werden. Eine zeitliche Deckungsgleichheit
zwischen Vertrags- und Einsatzdauer war untersagt (Syn-
chronisationsverbot). Diese Regelung impliziert eine größe-
re Stabilität der Beschäftigung von Leiharbeitnehmern, hat
aber möglicherweise eine größere Vorsicht bei der Personal-
auswahl seitens der Zeitarbeitsfirmen im Hinblick auf mehr-
malige Verleihchancen der Arbeitnehmer zur Folge. Mit den
beschlossenen Reformen im Arbeitsförderungsgesetz sind
auch Änderungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes ver-
bunden. Diese beinhalten neben der Erhöhung der maxima-
len Entleihdauer an denselben Entleiher von neun auf zwölf
Monate auch die einmalige Zulassung befristeter Arbeitsver-
träge und die Möglichkeit, die Dauer des ersten Arbeitsver-
hältnisses zeitgleich mit dem Einsatz des Leiharbeitnehmers
abzuschließen. Des weiteren besteht wiederum einmalig die
Möglichkeit, den Leiharbeitnehmer nach einer Kündigung
ohne Beachtung bestimmter Fristen wieder einzustellen (ein-
malige Abkehr vom Wiedereinstellungsverbot). Diese Rege-
lungen verfolgen das Ziel, die Chancen von Problemgruppen
auf eine Anstellung im Verleih zu erhöhen und ihnen damit
den Weg aus der Arbeitslosigkeit zu erleichtern, da aufgrund
der (einmaligen) Befristungsmöglichkeit das Weiterbeschäf-
tigungsrisiko für die Zeitarbeitsfirma entfällt. Dem steht al-
lerdings der zu erwartende negative Effekt gegenüber, daß
sich die Beschäftigungsstabilität in den Verleihfirmen weiter
vermindern und Zeitarbeit immer weniger auch eine Pool-
ingfunktion (Bündelung von Arbeitseinsätzen) erfüllen wird
(vgl. Winkler/Knappe 1997). Die Screeningfunktion der Ar-
beitnehmerüberlassung wird hingegen tendenziell gestärkt.
Auch das ebenfalls im neuen Arbeitsförderungsgesetz vorge-
sehene Instrument des Eingliederungsvertrages, das sich eng
an die vermittlungsorientierte Arbeitnehmerüberlassung an-
lehnt, soll zu einer Erleichterung von Erprobungsmöglich-
keiten und damit zu einer Verbesserung der Beschäftigungs-
chancen von Schwervermittelbaren beitragen. Dieser Ein-
gliederungsvertrag wird für die Dauer von zwei Wochen bis
längstens sechs Monate mit den Unternehmen abgeschlossen.
Das Arbeitgeberrisiko wird im wesentlichen vom Arbeitsamt
getragen, das auch ergänzend Eingliederungszuschüsse er-
bringen kann. Ziel ist die Übernahme des Arbeitslosen in ein
reguläres Beschäftigungsverhältnis nach dem Auslaufen des
Eingliederungsvertrages.
Letztlich können diese Maßnahmen jedoch nur erfolgreich
sein, wenn es genügend Arbeitsplätze gibt, auf die Arbeitslo-
se vermittelt werden können. Der Wegfall vieler Einfachar-
beitsplätze vermindert vor allem die Chancen derer, die am
Ende der Warteschlange stehen und deren Produktivität, sei
es aufgrund geringer Qualifikation oder aufgrund von Lei-
stungsbeeinträchtigungen, eingeschränkt ist. Um die sich
selbst verstärkenden negativen Prozesse der Arbeitslosigkeit
zu unterbrechen, wird die Ausdehnung öffentlich geförderter
Beschäftigung in einem „zweiten Arbeitsmarkt“ vorgeschla-
gen. Dieser kann auch dazu dienen, die Benachteiligung be-
stimmter Personengruppen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt auszugleichen.
5 Ein komplementärer Arbeitsmarkt für Schwer-
behinderte?
5.1 Die Diskussion um einen zweiten Arbeitsmarkt
In der allgemeinen Diskussion beinhaltet ein zweiter Ar-
beitsmarkt die Fortentwicklung klassischer, befristeter ABM
hin zu einem dauerhaften Ersatzarbeitsmarkt bzw. die Eta-
blierung kommunaler Beschäftigungsgesellschaften für So-
zialhilfeempfänger. Angestrebt wird also eine langfristig an-
gelegte institutionalisierte Trägerstruktur und eine Abkehr
von einer engen Zielgruppenorientierung. Die Forderung
nach einer Ausweitung öffentlich geförderter Ersatzarbeits-
märkte folgt der Logik, daß eine subventionierte Beschäfti-
gung im Vergleich zu Arbeitslosigkeit kaum teurer ist, auf der
anderen Seite aber Dequalifizierungs- und Demotivierungs-
tendenzen stoppen kann und somit langfristig für die Gesell-
schaft einen positiven Nettonutzen impliziert. Außerdem
könnten auch hier Brücken zum ersten Arbeitsmarkt entste-
hen. Übersehen wird hierbei aber, daß ein ausgeweiteter öf-
fentlich subventionierter Ersatzarbeitsmarkt insbesondere
dann zu einer Verdrängung regulärer Beschäftigung führt,
wenn diese Brückenfunktion ernst genommen wird und
marktgerechte Güter produziert werden, um die Qualifikati-
onsanforderungen des ersten Arbeitsmarktes adäquat abbil-
den zu können. 
Dieses Dilemma läßt sich nur lösen, wenn die Etablierung
komplementärer Beschäftigungsformen das aus sozialpoliti-
schen Gründen durchaus legitime Ziel verfolgt, die Arbeits-
marktchancen bestimmter Problemgruppen, sei es zunächst
auch nur in einem zweiten Arbeitsmarkt, auf Kosten anderer
Beschäftigter zu verbessern. Angesichts der ernüchternden
Wirkungen vieler arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, die
eine Wiedereingliederung insbesondere langzeitarbeitsloser
Schwerbehinderter oft nicht erreichen, stellt sich die Frage,
ob nicht ein komplementärer Arbeitsmarkt jenseits wettbe-
werblicher Beschäftigung einen Ausgleich für die Beschäfti-
gungsnachteile bieten kann. Die Angleichung der Beschäfti-
gungschancen bzw. der Abbau der gruppenspezifischen Ar-
beitslosigkeit auf diesem Wege kommt allerdings einem
Steuerungsverzicht im Hinblick auf die Bereitschaft von Be-
trieben, Schwerbehinderte einzustellen, gleich (Semlinger/
Schmid 1985). Im Vergleich zur Alternative Arbeitslosigkeit
ist zwar die Arbeit in öffentlich geförderter Beschäftigung si-
cher mit positiven Wirkungen auf die Betroffenen verbunden,
eine vermehrte Abkehr von der Zielvorstellung einer Inte-
gration in den ersten Arbeitsmarkt impliziert aber unter Um-
ständen, daß Benachteiligung toleriert wird bzw. Diskrimi-
nierung neu entsteht. Als generelles Instrument zur Kompen-
sation geringer Beschäftigungschancen ist ein komplementä-
rer Arbeitsmarkt daher nur als allerletztes Mittel in Erwägung
zu ziehen. 
Alternative Beschäftigungsformen für Behinderte und ande-
re leistungsgeminderte Personen sind jedoch dann sinnvoll,
wenn das Leistungsvermögen so stark eingeschränkt ist, daß
eine Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ohne weiteres
nicht in Frage kommt. Sie können den Graben zwischen der
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf der ei-
nen und der Tätigkeit in den Werkstätten für Behinderte auf
der anderen Seite überbrücken und auch eine Beschäftigungs-
alternative für diejenigen Behinderten bieten, die aufgrund ih-
rer Leistungsstärke in Behindertenwerkstätten deplaziert sind
(Cramer 1990: 2). In den letzten Jahren wurde eine Vielzahl
von alternativen Beschäftigungsformen entwickelt: Selbst-
hilfefirmen und Soziale Betriebe sind die bekanntesten unter
ihnen.
5.2 Erscheinungsformen eines komplementären Arbeits-
marktes für Schwerbehinderte
Selbsthilfefirmen (bzw. Integrationsfirmen) wurden seit Be-
ginn der achtziger Jahre vor dem Hintergrund einer zuneh-
menden Ausgrenzung von Menschen vor allem mit psychi-
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ten einerseits dauerhaft Nischenarbeitsplätze für deutlich lei-
stungsgeminderte Personen und andererseits Transitarbeits-
plätze zur Vorbereitung auf eine regulären Beschäftigung
(Seyfried/Melcop/Roth 1993). Dennoch ist auch ein häufiges
frühzeitiges Ausscheiden festzustellen, was auf eine man-
gelnde fachliche Eignung der Beschäftigten im Hinblick auf
die gestellten Anforderungen zurückzuführen ist. Der Be-
schäftigtenanteil Schwerbehinderter liegt in der Regel bei
etwa 60%. Knapp ein Viertel der ausscheidenden Behinder-
ten findet ein Anschlußbeschäftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt (FAF 1996: 39ff.). 
Die geringen Eingliederungschancen von Problemgruppen
des Arbeitsmarktes waren der Hintergrund für die Schaffung
und finanzielle Förderung von Sozialen Betrieben in Nieder-
sachsen ab 1991 (Bonn 1995) und inzwischen auch in ande-
ren Bundesländern. Aufgrund ihrer erwerbswirtschaftlichen
Orientierung verstehen sich diese Betriebe zwar als Bestand-
teil des ersten Arbeitsmarktes. Dementsprechend wird eine
langfristige Integration, d.h. in den meisten Fällen der Ab-
schluß unbefristeter Arbeitsverträge, angestrebt. Gerade auf-
grund der Dualität ihrer Zielsetzung (Marktausrichtung und
Arbeitsmarktintegration) können die Betriebe aber nicht ohne
Subventionen auskommen, wollen sie nicht in hohem Maße
leistungsgeminderte Arbeitnehmer ausschließen. In der Tat
wird von diesem Instrument auch der harte Kern der Lang-
zeitarbeitslosen erfaßt, denn gut jeder Dritte der insgesamt
1.500 Beschäftigten war im Vorfeld länger als drei Jahre ar-
beitslos (Christe 1997: 93). Fast 40% der Beschäftigten wei-
sen gesundheitliche Beeinträchtigungen auf. Gut jeder fünfte
Beschäftigte ist schwerbehindert. Was die Zielgruppenerrei-
chung im allgemeinen und den Beschäftigungsanteil Behin-
derter im besonderen betrifft, sind diese Zahlen gerade im
Vergleich zu anderen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten
positiv zu beurteilen. Dagegen steht die Eingliederung in re-
guläre Betriebe bei diesem Konzept deutlich im Hintergrund,
was sich in der geringen Zahl an Übergängen widerspiegelt.
Soweit die Sozialen Betriebe aber nach Abschluß der An-
schubfinanzierung ohne Fördermittel auskommen könnten,
würde sich der Übergang in den unsubventionierten ersten Ar-
beitsmarkt ganz automatisch und ohne Arbeitgeberwechsel
vollziehen. Eine Selbstfinanzierungsquote von in der Regel
noch unter 40% verdeutlicht aber, daß damit zumindest bei
Beibehaltung der derzeitigen Beschäftigtenstruktur so schnell
nicht zu rechnen ist.
Temporär (im Sinne von Übergangsarbeitsmärkten) und in
einzelnen Fällen auch dauerhaft (Im Sinne von Ersatzar-
beitsmärkten) können diese komplementären Arbeitsmärkte
zu einer differenzierten Antwort auf die vielfältigen Pro-
blemlagen Schwerbehinderter und Schwervermittelbarer bei-
tragen und das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium dem-
entsprechend erweitern. Das Instrument der gemeinnützigen
Arbeitnehmerüberlassung könnte durch eine entsprechende
Weiterentwicklung und organisatorische Einbettung auch den
besonderen Beschäftigungsbetrieben für Behinderte ver-
mehrt dienlich sein. Dies könnte sowohl beim Zugang in die
Integrationsfirma zu einer besseren Paßgenauigkeit von Per-
sonenmerkmalen und Arbeitsplatzanforderungen beitragen
und demotivierenden Enttäuschungen vorbeugen als auch den
Abgang aus dem komplementären in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt erleichtern. Eine erweiterte Funktion der Arbeit-
nehmerüberlassung könnte die eines Bindegliedes zwischen
den einzelnen nach Leistungsanforderungen aufgefächerten
Beschäftigungsalternativen darstellen. Durch die Verknüp-
fung mit einem Beschäftigungsangebot (z.B. in einer Inte-
grationsfirma) für entleihfreie Zeiten bleibt eine Leiharbeits-
firma möglicherweise auch dann überlebensfähig, wenn sie
sich verstärkt auf Problemgruppen des Arbeitsmarktes kon-
zentriert (vgl. auch Mrozynski 1993 und FAF 1996: 12)
Die Propagierung eines zweiten Arbeitsmarktes als generel-
le, beschäftigungspolitisch sinnvolle Alternative zu Arbeits-
losigkeit verbaut den Blick auf die für alle Beteiligten weit
bessere Alternative, die Schaffung regulärer Beschäftigung
insbesondere auch für Menschen mit verminderter Produkti-
vität, sei es aufgrund geringer Qualifikationen oder aufgrund
von Einschränkungen des Leistungsvermögens. Daß ein Ab-
bau der Arbeitslosigkeit möglich ist, von dem auch die Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes profitieren können, zeigen
die beschäftigungspolitischen Erfolge in anderen Ländern
(Funk/Winkler 1997). Gleichzeitig machen die Erfahrungen
beispielsweise in den Niederlanden aber auch deutlich, daß es
teilweise großer Anstrengungen bedarf, um auch den verfe-
stigten Kern der Arbeitslosigkeit abbauen und insbesondere
Langzeitarbeitslose in den allgemeinen Arbeitsmarkt wieder-
eingliedern zu können.
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